
6 U 49/25
15 O 28/24 LG Kiel
Verkündet am 16.09.2026

als Urkundsbeamtin/er der
Geschäftsstelle

Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht

Urteil

Im Namen des Volkes

In dem Rechtsstreit 

Schutzverband der Spirituosen-Industrie e.V., 
vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden 

- Kläger und Berufungskläger -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Squire Patton Boggs (US) LLP, -Eurotheum-, 
Neue Mainzer Straße 66-68, 60311 Frankfurt am Main, 

gegen

Nachlass Warlich GmbH, 
vertreten durch den Geschäftsführer Dr. Ole Wittmann, 

- Beklagte und Berufungsbeklagte -

Prozessbevollmächtigte:
Mueller.legal Müller Rechtsanwälte Partnerschaft, 
Mauerstraße 66, 10117 Berlin, 

hat der 6. Zivilsenat des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts durch den Präsidenten 

des Oberlandesgerichts Dr. Bahrenfuss, die Richterin am Oberlandesgericht Dr. Hagedorn und 

den Richter am Oberlandesgericht Starke aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 26.08.2026 

für Recht erkannt:

 



Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Landgerichts Kiel vom 28.10.2025, Ak-

tenzeichen 15 O 28/24, unter Zurückweisung der Berufung im Übrigen im Tenor zu 2. wie 

folgt abgeändert und neu gefasst

2. 

Die Beklagte wird verurteilt, es bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung 

fälligen Ordnungsgeldes bis zu 250.000 €, ersatzweise Ordnungshaft bis zu sechs 

Monaten oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, im Wiederholungsfall bis zu 

zwei Jahren, wobei die Ordnungshaft am jeweiligen Geschäftsführer der Beklagten 

zu vollstrecken ist, zu unterlassen, selbst oder durch Dritte im geschäftlichen Ver-

kehr alkoholische Getränke anzubieten, zu bewerben, zu vertreiben oder auf sonsti-

ge Weise in Verkehr zu bringen, in deren Bezeichnung, Aufmachung oder Kenn-

zeichnung die Auslobungen 

a. „Eierlikör“, wenn dies geschieht wie in den folgenden Fällen:

- „Alternative zu Eierlikör“, wenn dies wie im Anlagenkonvolut K 5 Blatt 2 oder 9 
geschieht, oder

- „eine vegane Alternative zu WARLICH EIERLIKÖR“, wenn dies wie im Anla-
genkonvolut K 5 Blatt 2 geschieht, oder

- „veganer Likör ohne Eier, der wie Eierlikör schmeckt“, wenn dies wie im Anla-
genkonvolut K 5 Blatt 1 und Blatt 3 geschieht, oder

- „Viele Tester dachten beim Verkosten, dass es sich bei unserem neuen Pro-
dukt um Eierlikör handelt.“, wenn dies geschieht wie im Anlagenkonvolut K5, 
Seite 2, 

oder

b. „Was hat den LIKÖR OHNE EI so lange aus dem Shop ferngehalten? Auf 
dem Rücketikett der Flasche befand sich ein Wort, das aus rechtlichen Grün-
den nicht sichtbar sein darf (es fängt mit dem an was aus dem  kommt an 
und hört mit „Likör“ auf). Deshalb habe ich bei jeder einzelnen Flasche Hand 
angelegt und das Wort geschwärzt. Und jetzt ist der LIKÖR OHNE EI wieder 
da“.

verwendet werden, wenn das alkoholische Getränk nicht die in Anhang I Nr. 39 der 

Verordnung (EU) Nr. 2019/787 definierten Anforderungen der Spirituosenkategorie 

„Eierlikör“ erfüllt. Ausgenommen hiervon sind alkoholische Getränke, bei denen Eier-

likör als einziger alkoholischer Bestandteil – mit Ausnahme von Alkohol zur Verdün-

nung oder Auflösung von Farbstoffen, Aromastoffen oder anderen zugelassenen Zu-
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taten, die im Rahmen der Herstellung verwendet werden – enthalten ist.

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits in der I. Instanz tragen der Kläger und die Beklagte jeweils 

zur Hälfte. Die Kosten des Berufungsverfahrens tragen der Kläger zu 60 % und die Beklag-

te zu 40 %.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Bezüglich der Unterlassung darf die Beklagte die Voll-

streckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe von 10.000 € abwenden, 

wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung in gleicher Höhe Sicherheit leistet. Im Übrigen 

darf der Vollstreckungsschuldner die Vollstreckung durch Hinterlegung oder Sicherheitsleis-

tung in Höhe von 110 % des vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht der Vollstre-

ckungsgläubiger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstre-

ckenden Betrages leistet.

Die Revision wird zugelassen.

Gründe

I.

Die Parteien streiten über die wettbewerbsrechtliche Zulässigkeit von Aussagen der Beklagten 

über den von ihr auf dem Markt angebotenen veganen „Likör ohne Ei“.

Der Kläger ist ein Verein, der in die Liste der qualifizierten Wirtschaftsverbände nach § 8b UWG 

eingetragen ist. Die Beklagte produziert und vertreibt seit 2019 verschiedene Spirituosen, u.a. ein 

veganes Produkt „Likör ohne Ei“, einen alkoholischen Likör, der nach Aussage der Beklagten wie 

Eierlikör schmecken soll, und einen Eierlikör, der den Anforderungen des Anhangs I Nr. 39 der 

Verordnung (EU) Nr. 2019/787 über die Begriffsbestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und 

Kennzeichnung von Spirituosen, die Verwendung der Bezeichnung von Spirituosen bei der Auf-

machung und Kennzeichnung von anderen Lebensmitteln, den Schutz geografischer Angaben für 

Spirituosen und die Verwendung von Ethylalkohol und Destillaten landwirtschaftlichen Ursprungs 

in alkoholischen Getränken (nachfolgend: Spirituosen-VO) entspricht. Der Vertrieb erfolgt über ei-

nen Onlineshop der Beklagten, über den Lebensmitteleinzelhandel und über von Dritten betriebe-

ne Onlineshops.
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Die Beklagte bewarb das vegane Produkt u.a. mit folgenden Aussagen:

- „Likör ohne Ei“,

- „Alternative zu Eierlikör“,

- „Eierlikör ohne Eier“,

- „Eierlikör“,

- „veganer Likör ohne Eier, der wie Eierlikör schmeckt“,

- „eine vegane Alternative zu WARLICH EIERLIKÖR“,

- „veganer Eierlikör“.

Die Beklagte nannte zudem in ihrem Online-Shop verschiedene Benutzerbewertungen, so etwa: 

„Der vegane Eierlikör ist der Hammer…!“

Auf anderen Vertriebsplattformen, wie Rum & Co., Bundesbrand, Weinquelle oder Amazon (vgl. 

Anlagenkonvolut K5) hieß es u.a.: „Kaum von regulärem Eierlikör zu unterscheiden.“

Der Kläger forderte die Beklagte nach einem Testkauf mit Schreiben vom 04.06.2024 (Anlage K7) 

auf, zur Ausräumung der Wiederholungsgefahr eine strafbewehrte Unterlassungs- und Verpflich-

tungserklärung abzugeben, und zwar für die Bezeichnungen „Likör ohne Ei“, „vegane Alternative 

zu Eierlikör“, „Der erste Likör ohne Ei, der wie Eierlikör schmeckt“, „Der beste Eierlikör ohne Eier 

– […] Likör ohne Ei“, „Alternative zu traditionellem Eierlikör“ und „Kaum von regulärem Eierlikör zu 

unterscheiden(…)“. 

Die Beklagte gab mit Schreiben ihrer Prozessbevollmächtigten vom 28.06.2024 (Anlage K9) eine 

modifizierte, strafbewehrte Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung ab. Sie verpflichtete sich, 

die Bezeichnungen „Eierlikör ohne Eier“ und „Eierlikör“ nicht zu verwenden, wenn das alkoholi-

sche Getränk die im Anhang I Nr. 39 Spirituosen-VO definierten Anforderungen der Spirituosenka-

tegorie „Eierlikör“ nicht erfülle. Zudem verpflichtete sie sich, die Kennzeichnung des Likörs mit 

dem beanstandeten Etikett der Vorder- und Rückseite zu unterlassen. Die Beklagte verpflichtete 

sich für den Fall der Zuwiderhandlung zur Zahlung einer vom Kläger nach billigem Ermessen 

festzusetzenden und vom zuständigen Gericht im Streitfalle auf deren Angemessenheit zu über-

prüfenden Vertragsstrafe. Bezüglich der Einzelheiten wird auf die Anlage K9 verwiesen.

Der Kläger akzeptierte die abgegebene Erklärung, machte aber mit Schreiben vom 01.07.2024 

(Anlage K10) zugleich geltend, die vorgelegte Unterlassungserklärung sei nicht ausreichend, da 

hinsichtlich der Begriffe „Likör ohne Ei“, „Likör ohne Eier“ sowie „Alternative zu Eierlikör“ und für 
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die auf der Vorderseite der Flache verwendete Grafik mit einer Hahnabbildung und dem Schrift-

zug „Likör ohne Ei“ keine Unterlassungserklärung abgegeben worden sei. Er setzte erfolglos eine 

Nachfrist bis zum 08.07.2024.

Auf der Homepage der Beklagten (Anlagenkonvolut K21) fanden sich auch nach Abgabe der Un-

terlassungserklärung die folgenden Aussagen: 

„[…], der wie Eierlikör schmeckt“

„Umso erstaunlicher, dass es noch keinen richtig guten Eierlikör ohne Eier gibt“

„Viele Tester dachten beim Verkosten, dass es sich bei unserem Produkt um Eierlikör 
handelt“

„Der vegane Eierlikör ist der Hammer…!“

Auf Internetseiten von Drittanbietern fand sich weiterhin die Bezeichnung „Eierlikör“ für das bean-

standete Produkt der Beklagten (Anlagenkonvolut K21).

Mit Schreiben vom 08.08.2024 (Anlage K11) rügte der Prozessbevollmächtigte des Klägers einen 

Verstoß der Beklagten gegen die Unterlassungspflicht, da diese weiterhin mit dem Begriff „Eierli-

kör“ für das streitgegenständliche Erzeugnis werbe, und verlangte die Zahlung einer Vertragsstra-

fe in Höhe von 5.000 € bis zum 13.08.2024. Zudem verlangte der Kläger erneut die Abgabe einer 

Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung.

Die Beklagte gab nach Fristverlängerung mit Schreiben vom 30.08.2024 (Anlage K16) eine weite-

re strafbewehrte Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung ab, und verpflichtete sich, die Ver-

wendung der Begriffe „Eierlikör ohne Eier“ und „veganer Eierlikör“ bei der Auslobung des veganen 

Likörs zu unterlassen. Die Beklagte wies die Vertragsstrafenforderung zurück und bot zur einver-

nehmlichen Regelung eine Zahlung von 2.000 € an. Der Kläger lehnte mit Schreiben vom 

14.10.2024 (Anlage K17) das Angebot zur einvernehmlichen Einigung ab.

In einem Newsletter vom 01.11.2024 (Seite 12 der Anlage K5, Seite 16 Anlagenband) schrieb die 

Beklagte:

„Was hat den LIKÖR OHNE EI so lange aus dem Shop ferngehalten? Auf dem Rücketikett 

der Flasche befand sich ein Wort, das aus rechtlichen Gründen nicht sichtbar sein darf 

(es fängt mit dem an was aus dem  kommt an und hört mit „Likör“ auf)“. Deshalb habe 

ich bei jeder einzelnen Flasche Hand angelegt und das Wort geschwärzt. Und jetzt ist der 

LIKÖR OHNE EI wieder da.“
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Der Kläger ist der Auffassung gewesen, die Beklagte verstoße gegen den absoluten Bezeich-

nungsschutz der Spirituosen-VO. Der Bezeichnungsschutz sei von einer Irreführungsgefahr un-

abhängig; einer Verbrauchertäuschung bedürfe es nicht. Die Beklagte verwende den geschützten 

Begriff „Eierlikör“, was den Tatbestand des Art. 10 Abs. 7 Spirituosen-VO erfülle. Auf den Kontext, 

in dem die Bezeichnung verwendet werde, komme es nicht an, und auch nicht darauf, ob die Ver-

wendung zu einer Fehlvorstellung auf Verbraucherseite führe. Daher sei auch der Zusatz des Be-

griffs „Alternative“ von Art. 10 Abs. 7 Spirituosen-VO erfasst. Diese Norm erfasse zudem die be-

griffliche Annäherung an die geschützte Bezeichnung, enthalte also ein absolutes Verwendungs- 

und Anspielungsverbot. Art. 12 Spirituosen-VO regele einzelne Konstellationen, in denen Anspie-

lungen auf geschützte Spirituosenkategorien ausnahmsweise zulässig seien; dies könne jedoch 

nicht als generelle Ausnahme für Anspielungen verstanden werden. Die Wahl der Bezeichnung 

„Likör ohne Ei“ ziele gerade darauf, bei den angesprochenen Verbrauchern einen unmittelbaren 

gedanklichen Bezug zu der geschützten Spirituosenkategorie zu schaffen. Auch die Abbildung 

von Hühnern diene ausschließlich dem Zweck, eine gedankliche Verbindung zu der geschützten 

Bezeichnung „Eierlikör“ herzustellen.

Weiter ist der Kläger der Auffassung gewesen, Schutzzweck der Verordnung sei es gerade, den 

ursprünglichen Charakter der geschützten Spirituosen vor Beeinträchtigungen und Verfälschun-

gen zu schützen, auch wenn sie zudem dem Verbraucherschutz bzw. dem Schutz der Verbrau-

cher vor Irreführungen diene. Die Verordnung fördere den Vertrauensschutz in bestimmte Spiri-

tuosenbezeichnungen. Spirituosen nähmen im Agrar- und Lebensmittelsektor einen Sonderstatus 

ein und daher sei den traditionellen Herstellungsmethoden Rechnung zu tragen. Der Verkehr wis-

se, dass gerade der Bestandteil „Ei“ charakterprägend für die Spirituosenkategorie „Eierlikör“ sei 

und den wertbestimmenden Faktor darstelle. Es gebe keinen nachvollziehbaren Grund und kein 

berechtigtes Interesse der Beklagten, auf dem Produkt auf eine Zutat hinzuweisen, die in dem 

Produkt gerade nicht enthalten sei. Die Spirituosen-VO verbiete es, durch die Bezeichnung „Likör 

ohne Ei“ dem Verbraucher zu vermitteln, dass es sich bei dem Produkt um eine vegane Alternati-

ve zu Eierlikör und somit um ein veganes Substitut handele. Rechtstreue Wettbewerber seien ge-

zwungen, ein derartiges Produkt als eigene Kategorie zu entwickeln.

Schließlich ist der Kläger der Ansicht gewesen, die Wiederholungsgefahr sei durch die Unterlas-

sungs- und Verpflichtungserklärung vom 28.06.2024 nicht beseitigt worden. Durch die Verletzung 

der Erklärung seien seine Unterlassungsansprüche wieder aufgelebt. Die Unterlassungserklärung 

vom 30.08.2024 sei in modifizierter und eingeschränkter Form abgegeben worden und von ihm 

zurückgewiesen worden. Dieser habe die erforderliche Ernsthaftigkeit gefehlt.
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Der Kläger hat beantragt,

1. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung fäl-

ligen Ordnungsgeldes bis zu € 250.000,-, ersatzweise Ordnungshaft bis zu sechs Mona-

ten oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, im Wiederholungsfall bis zu zwei Jahren, 

wobei die Ordnungshaft am jeweiligen Geschäftsführer der Beklagten zu vollstrecken ist, 

zu unterlassen, selbst oder durch Dritte im geschäftlichen Verkehr alkoholische Getränke 

anzubieten, zu bewerben, zu vertreiben oder auf sonstige Weise in Verkehr zu bringen, in 

deren Bezeichnung, Aufmachung oder Kennzeichnung die Auslobung

„Likör ohne Ei“

wenn dies wie in Anlage K 3 oder Anlagenkonvolut K 5 Blatt 6 oder 9 geschieht; 
und/oder

„Alternative zu Eierlikör“

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 Blatt 2, 6, 7, 8 oder 9 geschieht; und/oder

„Eierlikör ohne Eier“

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 Blatt 2, 4 oder 5 geschieht; und/oder

„Eierlikör“

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 geschieht; und/oder

„veganer Likör ohne Eier, der wie Eierlikör schmeckt“

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 Blatt 1 geschieht; und/oder

„eine vegane Alternative zu WARLICH EIERLIKÖR“

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 Blatt 2 geschieht; und/oder

„veganer Eierlikör“

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 Blatt 3 geschieht; und/oder

„Was hat den LIKÖR OHNE EI so lange aus dem Shop ferngehalten? Auf dem Rücketi-
kett der Flasche befand sich ein Wort, das aus rechtlichen Gründen nicht sichtbar sein 
darf (es fängt mit dem an was aus dem  kommt an und hört mit „Likör“ auf). Deshalb 
habe ich bei jeder einzelnen Flasche Hand angelegt und das Wort geschwärzt. Und jetzt 
ist der LIKÖR OHNE EI wieder da“.

und/oder die nachstehende Abbildung 
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verwendet wird, wenn die in Anhang I Nr. 39 der Verordnung (EU) Nr. 2019/787 definierten 

Anforderungen der Spirituosenkategorie „Eierlikör“ nicht erfüllt werden, ausgenommen 

hiervon sind alkoholische Getränke, bei denen Eierlikör als einziger alkoholischer Bestand-

teil – mit Ausnahme von Alkohol zur Verdünnung oder Auflösung von Farbstoffen, Aroma-

stoffen oder anderen zugelassenen Zutaten, die im Rahmen der Herstellung verwendet 

werden – enthalten ist.

2. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger € 5.000,- zuzüglich Zinsen in Höhe von fünf 

Prozentpunkten über dem jeweils aktuellen Basiszinssatz seit dem 14. August 2024 zu 

zahlen.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist der Auffassung gewesen, die Klage sei im Hinblick auf den Antrag zu 1.) unzuläs-

sig, da dieser zu unbestimmt sei. Das Berufen auf gesetzliche Vorschriften, die den geltend ge-

machten Anspruch vorsähen, reiche für eine hinreichende Bestimmtheit nicht aus; vielmehr 

müssten sich die sich aus den beanspruchten Normen ergebenden Konsequenzen wiederfinden. 

Der Antrag zu dem Begriff „Eierlikör“ sei nicht hinreichend bestimmt, da die pauschale Bezug-

nahme auf das gesamte Anlagenkonvolut K5 den Antrag nicht hinreichend konkretisiere. Es blei-

be offen, in welchen konkreten Merkmalen des beanstandeten Verhaltens die Grundlage und der 

Anknüpfungspunkt für den behaupteten Wettbewerbsverstoß liegen solle.

Weiter ist die Beklagte der Ansicht gewesen, die Spirituosen-VO solle dem Verbraucherschutz 
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dienen, nicht dem Schutz von Spirituosen. Der Verbraucher solle sich darauf verlassen dürfen, 

dass er beim Erwerb einer bestimmten Spirituose auch genau diese erhalte und sie seinen Er-

wartungen entspreche. Der Markt solle von Produkten freigehalten werden, die sich als etwas 

auswiesen, was sie nicht seien. Ein Verstoß gegen das Anspielungsverbot liege nicht vor, da hier-

für das Hervorrufen einer irgendwie gearteten Assoziation mit der geschützten Angabe, wie vorlie-

gend, nicht ausreiche. Die Verwendung der Bezeichnung „Likör ohne Ei“ lasse bei dem normal in-

formierten, angemessen aufmerksamen und verständigen europäischen Durchschnittsverbrau-

cher keinen unmittelbaren Bezug zu der geschützten Spirituosenkategorie „Eierlikör“ entstehen. 

Durch die beschreibenden Begriffe werde lediglich klargestellt, dass es sich um ein alkoholisches 

Produkt ohne Ei handele. Im Vordergrund stehe die Kenntlichmachung der veganen Eigenschaft 

des Erzeugnisses. Eine Nähe zu der Kategorie „Eierlikör“ werde dadurch nicht hergestellt. Dies 

gelte auch für die Auslobung „veganer Likör ohne Eier, der wie Eierlikör schmeckt“ und „eine ve-

gane Alternative zu WARLICH Eierlikör“.

Die Beklagte hat behauptet, der Kläger habe ihre Unterlassungserklärung vom 28.06.2024 mit 

seinem Schreiben vom 01.07.2024 angenommen. Es bestehe insoweit kein Anspruch auf eine 

gerichtliche Verurteilung zur Unterlassung. Von ihrer Unterlassungserklärung sei nicht jede, vor 

allem kontextlose Verwendung der Bezeichnung „Eierlikör“ erfasst, zumal sie selber einen eige-

nen Eierlikör herstelle und anbiete. Sie sei nicht für jede Nennung des Wortes „Eierlikör“ in der An-

lage K5 verantwortlich, da dort unstreitig auch Werbung von Dritten enthalten sei.

Schließlich meint die Beklagte, die Regelung in Art. 10 Abs. 7 Spirituosen-VO, wenn sie so auszu-

legen sei, wie vom Kläger vorgenommen, stelle eine massive Begrenzung des Zugangs zum 

Wettbewerb dar, was vor dem Hintergrund des Art. 16 der Charta der Grundrechte der Europäi-

schen Union dem Willen des Verordnungsgebers nicht entsprechen könne. Da das Landgericht 

Potsdam diese Frage dem Europäischen Gerichtshof vorgelegt habe, rege sie eine Aussetzung 

des Verfahrens analog § 148 ZPO bis zur Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs an.

Das Landgericht hat die Beklagte zu Zahlung einer Vertragsstrafe in Höhe von 5.000 € nebst der 

geltend gemachten Zinsen verurteilt und die Klage im Übrigen abgewiesen. Zur Begründung führ-

te es aus, die Klageanträge zu 1. seien bis auf den Antrag in Bezug auf die Auslobung „Eierlikör, 

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 geschieht“, zulässig. Dieser Antrag sei zu unbestimmt, da 

nicht erkennbar sei, auf welche Erwähnung des Begriffs „Eierlikör“ im 14-seitigen Anlagenkonvo-

lut sich der Unterlassungsantrag genau beziehe. Im Übrigen sei der Klageantrag zu 1. unbegrün-

det. Der Begriff „Likör ohne Ei“ werde in zulässiger Weise im Sinne der Spirituosen-VO von der 

Beklagten verwendet. Es handele sich erkennbar nicht um eine Verwendung des geschützten 
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Begriffs „Eierlikör“. Es handele sich auch nicht um eine unzulässige Anspielung. Zwar stelle der 

Verbraucher durchaus eine Verbindung zwischen dem „Likör ohne Ei“ und einem Eierlikör her, al-

so einem „Likör mit Ei“. Allerdings sei dies keine unzulässige Anspielung, sondern eine zulässige 

Abgrenzung zu Eierlikör, die den Zielen der Spirituosen-VO nicht widerspreche. Falsche oder irre-

führende Angaben seien hiermit nicht verbunden. Die Verordnung solle traditionelle Spirituosen 

mit ihren Eigenschaften und Herstellungsweisen dadurch schützen, dass eine Verwechslung und 

Irreführung der Verbraucher verhindert werde und nicht das grundsätzliche Anbieten moderner Al-

ternativen zu traditionellen Getränken. Aus den gleichen Gründen seien die Begriffe „Alternative zu 

Eierlikör“, „veganer Likör, ohne Eier, der wie Eierlikör schmeckt“ und „vegane Alternative zu WAR-

LICH EIERLIKÖR“, sowie die Ausführungen im Newsletter vom 01.11.2024 nicht zu beanstanden. 

Auch das Etikett mit dem Begriff „Likör ohne Ei“ und dem Abbild eines Hahnes sei nicht zu bean-

standen, weil diese nicht den Eindruck entstehen ließen, es handele sich um einen Eierlikör. Die 

gedankliche Verbindung zu Eierlikör entstehe nicht schon durch den Hahn, sondern erst durch 

den Begriff „Likör ohne Ei“, der keine unzulässige Anspielung im Sinne der Spirituosen-VO dar-

stelle, sondern eine zulässige Abgrenzung zu Eierlikör herstelle. Hinsichtlich der Begriffe „Eierli-

kör ohne Eier“ und „veganer Eierlikör“ sei der Unterlassungsanspruch des Klägers durch die 

strafbewehrte Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung vom 30.08.2024 (Anlage K16) erfüllt 

worden. Eine Wiederholungsgefahr liege daher nicht mehr vor. Aus dem Schreiben des Kläger-

vertreters vom 14.10.2024 (Anlage K17) ergebe sich nicht, dass die abgegebene Erklärung zu-

rückgewiesen werde, sondern nur, dass der Einigungsvorschlag hinsichtlich der Vertragsstrafe 

abgelehnt werde. Es sei daher von einer konkludenten Annahme der Unterlassungserklärung 

auszugehen.

Das Landgericht führte in Bezug auf die Vertragsstrafe aus, dass diese dadurch verwirkt sei, 

dass die Beklagte gegen die mit Schreiben vom 28.06.2024 abgegebene Unterlassungserklärung 

verstoßen habe, indem sie am 05.08.2024 (Anlage K21) auf ihrer Internetseite das beanstandete 

Produkt mit dem Begriff „Eierlikör“ und „veganer Eierlikör“ beworben habe. 

Mit der Berufung wendet sich der Kläger gegen die Abweisung der geltend gemachten Unterlas-

sungsansprüche. Das Landgericht sei unzutreffend davon ausgegangen, dass nur anlehnende 

Anspielungen gegen die Spirituosen-VO verstießen und Abgrenzungen zulässig seien. Die wider-

spreche der Rechtsprechung des EuGH zu „alkoholfreiem Gin“ (Urteil vom 13.11.2025, Rs. 

C-563/24, Anlage BK2). Das Landgericht habe die Erzeugerinteressen der Hersteller traditioneller 

Spirituosen nicht berücksichtigt. Die Spirituosen-VO solle gewährleisten, dass neuartige Produkte 

als solche erkannt würden und traditionelle und geschützte Produkte nicht verwässert würden. 

Auch die Qualitätsregelungen-Verordnung (VO (EU) 2024/1143) kenne ein Anspielungsverbot und 
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gewähre einen absoluten, irreführungsunabhängigen Schutz bestimmter Bezeichnungen. 

Die Verwendung von „Likör ohne Ei“ ziele nur darauf ab, eine gedankliche Verbindung zu der ge-

schützten Kategorie „Eierlikör“ herzustellen und solle herausstellen, dass es sich um eine vegane 

Alternative zu Eierlikör handele. Eine solche Art der Bewerbung müsse zum Schutz der Hersteller 

traditioneller Spirituosen unterbunden werden.

Bezüglich der Wiederholungsgefahr meint der Kläger, das Schreiben vom 14.10.2024 stelle eine 

explizite Zurückweisung der Unterlassungserklärung vom 30.08.2024 dar.

Der Kläger hat seinen Antrag zur Unterlassung der Verwendung der Bezeichnung „Eierlikör“ in 

der Verhandlung vor dem Senat mit Zustimmung der Beklagten dahingehend spezifiziert, dass 

die Verwendung untersagt werden soll, wenn sie geschieht, wie im Anlagenkonvolut K5 auf Blatt 

1, 2 oder 3 dargestellt.

Der Kläger beantragt,

die Beklagte unter Abänderung des erstinstanzlichen Urteils zu verurteilen, es bei Meidung 
eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung fälligen Ordnungsgeldes bis zu EUR 250.000,00, 
ersatzweise Ordnungshaft bis zu sechs Monaten oder Ordnungshaft bis zu sechs Mona-
ten, im Wiederholungsfall bis zu zwei Jahren, wobei die Ordnungshaft am jeweiligen Ge-
schäftsführer der Beklagten zu vollstrecken ist, zu unterlassen, selbst oder durch Dritte im 
geschäftlichen Verkehr alkoholische Getränke anzubieten, zu bewerben, zu vertreiben 
oder auf sonstige Weise in Verkehr zu bringen, in deren Bezeichnung, Aufmachung oder 
Kennzeichnung die Auslobung

„Likör ohne Ei“

wenn dies wie in Anlage K 3 oder Anlagenkonvolut K 5 Blatt 6 oder 9 geschieht; 
und/oder 

„Alternative zu Eierlikör“,

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 Blatt 2, 6, 7, 8 oder 9 geschieht; und/oder

„Eierlikör ohne Eier“,

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 Blatt 2, 4 oder 5 geschieht; und/oder

„Eierlikör“,

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5, Seite 1, 2 oder 3, geschieht; und/oder 

„veganer Likör ohne Eier, der wie Eierlikör schmeckt“;

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 Blatt 1 geschieht; und/oder

„eine vegane Alternative zu WARLICH EIERLIKÖR“,
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wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 Blatt 2 geschieht; und/oder

„veganer Eierlikör“,

wenn dies wie in Anlagenkonvolut K 5 Blatt 3 geschieht; und/oder

„Was hat den LIKÖR OHNE EI so lange aus dem Shop ferngehalten? Auf dem Rücketikett 
der Flasche befand sich ein Wort, das aus rechtlichen Gründen nicht sichtbar sein darf 
(es fängt mit dem an was aus dem  kommt an und hört mit „Likör“ auf). Deshalb habe 
ich bei jeder einzelnen Flasche Hand angelegt und das Wort geschwärzt. Und jetzt ist der 
LIKÖR OHNE EI wieder da“.

und/oder die nachstehende Abbildung

verwendet wird, wenn die in Anhang I Nr. 39 der Verordnung (EU) Nr. 2019/787 definierten 
Anforderungen der Spirituosenkategorie „Eierlikör“ nicht erfüllt werden, ausgenommen 
hiervon sind alkoholische Getränke, bei denen Eierlikör als einziger alkoholischer Bestand-
teil – mit Ausnahme von Alkohol zur Verdünnung oder Auflösung von Farbstoffen, Aroma-
stoffen oder anderen zugelassenen Zutaten, die im Rahmen der Herstellung verwendet 
werden – enthalten ist.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Die Beklagte verteidigt das angegriffene Urteil unter Wiederholung und Vertiefung ihres erstin-

stanzlichen Vorbringens. Sie führt u.a. aus, das vom Kläger zitierte Urteil des EuGH zu „alkohol-

freiem Gin“ betreffe einen strukturell anders gelagerten Fall, in welchem die geschützte Bezeich-

nung unmittelbar zur Kennzeichnung eines Getränks genutzt worden sei. Die Beklagte verwende 

einen eigenen Begriff „Likör ohne Ei“, der durch die Spirituosen-VO nicht geschützt sei. Soweit 

der Kläger auf den Schutz des Ansehens von Spirituosen und die Bedeutung des Landwirt-
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schaftssektor abstelle, sei dies funktional eingebettet in das Ziel des Verbraucherschutzes zu be-

trachten. Die vom Kläger zitierte Geoschutz-Verordnung habe andere Voraussetzungen und Ziele 

und finde hier dementsprechend keine Anwendung. 

Der Senat hat durch Beschluss vom 28.04.2026 zunächst einen Hinweis an die Parteien dahin-

gehend erteilt, dass nach vorläufiger Einschätzung eine Zurückweisung der Berufung wegen feh-

lender Erfolgsaussicht in Betracht kommen könnte. Begründung hierfür war insbesondere die vor-

läufige Auffassung, dass die beanstandeten und vom Landgericht als zulässig gehaltenen Formu-

lierungen unter Umständen nicht im Sinne der Spirituosen-VO zur Kennzeichnung, Bezeichnung 

oder Aufmachung des veganen Likörs im engeren Sinne verwendet worden seien.

Der Kläger trat dem Hinweisbeschluss entgegen und wendete u.a. ein, dass die Beklagte durch 

sämtliche gerügte Formulierungen unter Verstoß gegen Art. 10 Abs. 7 Spirituosen-VO im Ergeb-

nis die geschützte Bezeichnung „Eierlikör“ verwende. Es sei fehlerhaft auf den Kontext oder et-

waige Fehlvorstellungen bei den angesprochenen Verkehrskreisen abzustellen. Auch erläuternde 

Ergänzungen zur Vermeidung von Fehlvorstellungen, wie etwa „alkoholfrei“, seien unerheblich. 

Das habe nicht nur der EuGH, sondern auch das OLG Hamburg (vgl. Urteil vom 02.04.2026, 3 U 

57/25 - „American Malt“, GRUR 2026, 1163 - nicht rechtskräftig) festgestellt. Das absolute Ver-

wendungsverbot bestehe unabhängig von einer Irreführungsgefahr.

Aus der Spirituosen-VO ergebe sich zudem ein absolutes, irreführungsunabhängiges Anspie-

lungsverbot, streitig sei allein die Herleitung desselben. Jegliche Anspielungen, soweit sie nicht 

unter Art. 12 der VO fielen, seien unzulässig. Eine Nennung der geschützten Bezeichnung selbst 

sei nicht erforderlich. Die beanstandeten Formulierungen stellten allesamt eine gedankliche Be-

zugnahme auf den Begriff „Eierlikör“ dar.

Die Wiederholungsgefahr hinsichtlich der Verwendung der Begriffe „Eierlikör ohne Eier“ und „ve-

ganer Eierlikör“ sei nicht entfallen, da die Unterlassungserklärung zurückgewiesen worden sei. 

Sie sei auch zu unbestimmt, da die Beklagte offenbar die Begriffe „Eierlikör“ und „Alternative zu 

Eierlikör“ weiter verwenden wolle.

Die Beklagte vertrat weiterhin die Auffassung, die Verwendung der Begrifflichkeiten sei mit „alko-

holfreiem Gin“ nicht zu vergleichen. Dort werde die geschützte Bezeichnung selbst verwendet. 

Der EuGH stelle zudem sehr wohl auf die Irreführung der Verbraucher insoweit ab, als das Vorlie-

gen der Möglichkeit der Irreführung ein Verbot der Verwendung der Bezeichnung „alkoholfreier 

Gin“ erforderlich erscheinen lassen könne. Der EuGH habe ausgeführt (EuGH, Urteil vom 

13.11.2025 – C-563/24 (Verband Sozialer Wettbewerb e. V./PB Vi Goods GmbH, Rn. 35):
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„Zur Erforderlichkeit des in Rede stehenden Verbots im Hinblick auf die Ziele der VO (EU) 

2019/787 ist festzustellen, dass die Verbraucher Gefahr liefen, über die Zusammenset-

zung der Erzeugnisse, die sie zu erwerben beabsichtigen, irregeführt zu werden, wenn 

die rechtlich vorgeschriebenen Bezeichnungen mit beschreibenden Zusätzen wie „alko-

holfrei“ zur Bezeichnung von Erzeugnissen, die nicht den Anforderungen der rechtlich vor-

geschriebenen Bezeichnung entsprechen, ergänzt werden könnten (vgl. idS EuGH 

ECLI:EU:C:1999:615 = BeckRS 2004, 74042 Rn. 33 u. 34 – UDL, sowie EuGH 

ECLI:EU:C:2017:458 = GRUR 2017, 828 Rn. 47 u. 48 – TofuTown.com). Denn auch 

wenn es für einen Verbraucher klar ist, dass ein als „alkoholfreier Gin“ bezeichnetes Er-

zeugnis keinen Alkohol enthält, könnte er sich hinsichtlich der anderen Eigenschaften die-

ses Erzeugnisses irren, da die Anforderungen an die rechtlich vorgeschriebene Bezeich-

nung von „Gin“ andere Elemente als das bloße Vorhandensein von Alkohol vorsehen, 

nämlich insbesondere das Erfordernis der Herstellung durch Aromatisieren von Ethylalko-

hol landwirtschaftlichen Ursprungs. Außerdem würde das Ansehen, das die Hersteller, die 

die Anforderungen der VO (EU) 2019/787 erfüllen, für ein bestimmtes Getränk begründet 

haben, nicht geschützt, was die Gefahr eines unlauteren Wettbewerbs mit sich brächte 

(vgl. idS EuGH ECLI:EU:C:1994:407 = GRUR Int 1995, 251 Rn. 25 – SMW Winzersekt, 

und EuGH ECLI:EU:C:2017:458 = GRUR 2017, 828 Rn. 43-48 – TofuTown.com). Folglich 

ist das Verbot nach Art. 10 VII VO (EU) 2019/787 als erforderlich anzusehen.“

Das gleiche gelte für die Entscheidung des OLG Hamburg (a.a.O., „American Malt“). Auch dort 

sei die Bezeichnung „Whiskey“ direkt auf dem Etikett verwendet worden („this is not Whiskey“). 

Bezüglich der Anspielungen habe das OLG Hamburg ausgeführt, dass nicht jede Anspielung un-

zulässig sei (Rn. 37):

„Das für die Bestimmung des Begriffs der Anspielung maßgebliche Kriterium ist, ob der 

Verbraucher durch die in Rede stehende Bezeichnung einen unmittelbaren gedanklichen 

Bezug zu der rechtlich vorgeschriebenen Spirituosenbezeichnung oder der geschützten 

geografische Angabe herstellt, wobei auch eine inhaltliche Nähe der Bezeichnung zu der 

Angabe zu berücksichtigen ist (EuGH GRUR 2018, 843 Rn. 51 – Glen Buchenbach; BGH 

GRUR 2020, 294 Rn. 30 – Culatello di Parma; BGH GRUR 2020, 884 Rn. 21 – Deutscher 

Balsamico II). Demgegenüber reicht es für die Annahme einer Anspielung nicht aus, wenn 

der streitige Bestandteil des fraglichen Zeichens bei den angesprochenen Verkehrskreisen 

eine irgendwie geartete Assoziation mit einer Spirituosenkategorie oder einer geschützten 

geografischen Angabe bzw. dem zugehörigen geografischen Gebiet hervorruft, weil da-

durch kein hinreichend unmittelbarer und eindeutiger Zusammenhang zwischen dem strei-
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tigen Bezeichnungsbestandteil und der Spirituosenkategorie oder der geschützten geogra-

fischen Angabe hergestellt wird (EuGH GRUR 2018, 843Rn. 53 ff. – Glen Buchenbach; 

BGH GRUR 2020, 294 Rn. 30 – Culatello di Parma; BGH GRUR 2020, 884 Rn. 21 – Deut-

scher Balsamico II, mwN).“

Gerade bei der Bezeichnung „Likör ohne Ei“ werde kein unmittelbarer Bezug zu der Spirituo-

sen-Kategorie „Eierlikör“ hergestellt. Eine irgendwie geartete Assoziation reiche aber nicht aus. 

„Ohne Ei“ sei daher nicht mit dem Begriff „Malt“ vergleichbar.

Der Geschäftsführer der Beklagten hat in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat auf Nach-

frage des Senats sinngemäß bestätigt, dass er für den streitgegenständlichen Likör bewusst den 

Namen „Likör ohne Ei“ statt einer Bezeichnung wie „Sojalikör“ oder „Veganer Likör“, also ohne 

Verwendung des Wortes „Ei“, gewählt habe, da man bei der Bezeichnung „Likör ohne Ei“ an Eier-

likör denke.

Hinsichtlich der Einzelheiten des Vorbringens der Parteien wird auf die gewechselten Schriftsätze 

nebst Anlagen und das Protokoll der mündlichen Verhandlung vor dem Senat vom 26.08.2026 

verwiesen.

II.

Die zulässige Berufung des Klägers hat teilweise Erfolg und führt zur Abänderung des landge-

richtlichen Urteils im tenorierten Umfang und Zurückweisung der Berufung im Übrigen.

Die Berufung des Klägers ist in Bezug auf die begehrte Untersagung der Verwendung der Formu-

lierungen „Eierlikör ohne Eier“ und „veganer Eierlikör“ als unbegründet zurückzuweisen, da inso-

weit bereits ein Unterlassungsverpflichtungsvertrag zwischen den Parteien besteht, aus welchem 

die Beklagte zur Unterlassung verpflichtet ist (hierzu unter 1.). Bezüglich der weiter beanstande-

ten Formulierungen unter Verwendung des Begriffs „Eierlikör“ besteht ein Unterlassungsanspruch 

des Klägers gegen die Beklagte (hierzu unter 2.). Der Kläger hat auch hinsichtlich der beanstan-

deten Verwendung der sinngemäßen Formulierung „was hinten aus der Henne kommt und auf Li-

kör endet“ einen Unterlassungsanspruch gegen die Beklagte (hierzu unter 3.). Ein Unterlassungs-

anspruch des Klägers gegen die Beklagte hinsichtlich der Verwendung der Bezeichnung „Likör 

ohne Ei“ besteht dagegen nicht (hierzu unter 4.). Ebenfalls besteht kein Unterlassungsanspruch 

hinsichtlich der beanstandeten Abbildung auf dem Etikett der Flasche des Produkts „Likör ohne 

Ei“ (hierzu unter 5.).
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1.

Soweit der Kläger mit der Berufung den Antrag weiterverfolgt, die Beklagte solle es unterlassen, 

im Zusammenhang mit dem Anbieten, Bewerben, Vertreiben und sonstigen Inverkehrbringen von 

alkoholischen Getränken in deren Bezeichnung, Aufmachung oder Kennzeichnung die Begrifflich-

keiten „Eierlikör ohne Eier“ und „veganer Eierlikör“ zu verwenden, hat die Beklagte - worauf der 

Senat bereits im Hinweisbeschluss hingewiesen hat - durch das Schreiben vom 30.08.2024 (An-

lage K16) eine strafbewehrte Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung abgegeben. Soweit der 

Kläger meint, er habe die Annahme dieser Erklärung mit Schreiben vom 14.10.2024 (Anlage K17) 

ausdrücklich abgelehnt, lässt sich dies vom objektiven Empfängerhorizont aus betrachtet dem 

Schreiben nicht entnehmen. Zu Beginn des Schreibens vom 30.08.2024 erklärt die Beklagte aus-

drücklich ihre Verpflichtung zur Unterlassung der Verwendung der genannten Begriffe. Erst da-

nach folgen Ausführungen zur begehrten Vertragsstrafe und einem Angebot diesbezüglich. Eine 

Zurückweisung der abgegebenen Unterlassungserklärung musste die Beklagte daher in der Ab-

lehnung einer „einvernehmlichen Einigung“ durch den Kläger im Schreiben vom 14.10.2024 nicht 

sehen. 

Hinsichtlich des Begriffes „Eierlikör ohne Eier“ ist zudem in der Unterwerfungserklärung der Be-

klagten bereits die Annahme des mit der Abmahnung verbundenen Angebots des Klägers zu se-

hen. Bezüglich des Begriffs „veganer Eierlikör“ gilt dies zwar nicht, da der Kläger diesen Begriff 

nicht in der vorformulierten Unterlassungserklärung der Abmahnung vom 04.06.2024 ausdrück-

lich erwähnt hatte. Die Unterlassungserklärung stellt insoweit eine einschränkende Modifikation 

der Abmahnung in Bezug auf den Begriff „Eierlikör“ dar. Allerdings ist mangels ausdrücklicher Ab-

lehnung davon auszugehen, dass hinsichtlich des Begriffes „veganer Eierlikör“ zumindest die 

Wiederholungsgefahr entfallen ist (vgl. Köhler/Feddersen/Bornkamm/Feddersen, 44. Aufl. 2026, 

UWG § 13 Rn. 172-175). Schließlich durfte die Beklagte von einer konkludenten Annahme ausge-

hen, da der Kläger zuvor auch die modifizierte Unterlassungserklärung vom 28.06.2024 in dem 

erklärten Umfang angenommen hatte und eine ausdrückliche Ablehnung allenfalls im Hinblick auf 

die konkrete Gestaltung der Flasche erfolgte.

Es ist vom Kläger nicht vorgetragen worden, dass die Beklagte sich an die Unterlassungs- und 

Verpflichtungserklärung vom 30.08.2024 nicht gehalten hätte, sodass der Unterlassungsanspruch 

unter Umständen wieder aufgelebt wäre.

Auch an der Ernsthaftigkeit bestehen nach Auffassung des Senats keine Zweifel. Die Beklagte hat 

schließlich deutlich gemacht, dass ihrer Meinung nach zwar kein Anspruch des Klägers auf Un-
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terlassung jedweder Verwendung des Wortes „Eierlikör“ bestehe, sie aber für die zusammenge-

setzten Begriffe „Eierlikör ohne Eier“ und „veganer Eierlikör“ eine Unterlassungserklärung abge-

ben wolle. Das Festhalten an der Auffassung, eine Verwendung des Wortes „Eierlikör“ könne je 

nach Kontext zulässig sein, lässt zur Überzeugung des Senats eine Ernsthaftigkeit im Zusam-

menhang mit den genannten zusammengesetzten Formulierungen nicht entfallen. Hieran ändert 

es nichts, wenn der Kläger im Schriftsatz vom 13.05.2026 erneut darauf hinweist, dass es in Be-

zug auf die Verwendung von rechtlich vorgeschriebenen Bezeichnungen nicht auf den Kontext 

ankomme. Sonst hätte der Kläger selbst mit seinen Anträgen nur die Untersagung der Verwen-

dung der Bezeichnung „Eierlikör“ begehrt und nicht die Verwendung einer Vielzahl weiterer unter 

Verwendung des Wortes „Eierlikör“ zusammengesetzter Formulierungen beanstandet.

2.

Der Kläger hat entgegen der Auffassung des Landgerichts gegen die Beklagte einen Anspruch 

auf Unterlassung der Verwendung des Begriffs „Eierlikör“ zur Kennzeichnung, Aufmachung und 

Bezeichnung von alkoholischen Getränken aus §§ 8, 3, 3a UWG i.V.m. Art. 10 Abs. 7 Spirituo-

sen-VO, sofern diese Getränke nicht die in Anhang I Nr. 39 Spirituosen-VO definierten Anforde-

rungen der Spirituosenkategorie „Eierlikör“ erfüllen oder es sich um alkoholische Getränke han-

delt, bei denen Eierlikör als einziger alkoholischer Bestandteil – mit Ausnahme von Alkohol zur 

Verdünnung oder Auflösung von Farbstoffen, Aromastoffen oder anderen zugelassenen Zutaten, 

die im Rahmen der Herstellung verwendet werden – enthalten ist. Der Unterlassungsanspruch 

folgt daraus, dass die Beklagte den Begriff rechtswidrig verwendet und nur in Bezug auf die For-

mulierungen „veganer Eierlikör“ und „Eierlikör ohne Eier“ eine strafbewehrte Unterlassungserklä-

rung abgegeben hat. Daher besteht nach wie vor eine Wiederholungsgefahr im Sinne von § 8 

Abs. 1 UWG, auch wenn die Beklagte diese Begrifflichkeiten, soweit für den Senat ersichtlich - 

zumindest zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung - nicht mehr auf ihrer Internetseite genutzt 

hat, worauf der Senat in der Verhandlung hingewiesen und dem die Beklagte nicht widersprochen 

hat.

Der Unterlassungsanspruch hinsichtlich der Verwendung des Begriffs „Eierlikör“ umfasst die Ver-

wendung der zusammengesetzten Formulierungen „Alternative zu Eierlikör“, „eine vegane Alter-

native zu WARLICH EIERLIKÖR“, „veganer Likör ohne Ei, der wie Eierlikör schmeckt“ und auch 

den Satz „Viele Tester dachten beim Verkosten, dass es sich bei unserem neuen Produkt um Ei-

erlikör handelt“, wenn dies geschieht wie in den im Antrag des Klägers im Berufungsverfahren be-

zeichneten Anlagen.
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Die Beklagte hat die beanstandeten Formulierungen unter Verstoß gegen Art. 10 Abs. 7 Spirituo-

sen-VO für ihr Produkt „Likör ohne Ei“ verwendet und hat sich daher gem. § 3a UWG unlauter 

verhalten. Bei Art. 10 Abs. 7 Spirituosen-VO handelt es sich um eine Marktverhaltensregelung im 

Sinne von § 3a UWG (vgl. Hanseatisches OLG, Urteil vom 02.04.2026 - 3 U 57/25 - American 

Malt, GRUR 2026, 1163, Rn. 34 m.w.N.), was die Beklagte auch nicht in Abrede gestellt hat. Die 

Klagebefugnis des Klägers ist nach §§ 8 Abs. 3 Nr. 2, 8b UWG gegeben und zwischen den Par-

teien nicht im Streit. 

Bei dem Begriff „Eierlikör“ handelt es sich um eine rechtlich vorgeschriebene Bezeichnung für ei-

ne Spirituose im Sinne von Art. 10 Abs. 2 und 7 Spirituosen-VO und Anhang I Nr. 39 Spirituo-

sen-VO. Dieser Begriff darf bei der „Bezeichnung, Aufmachung oder Kennzeichnung von Geträn-

ken“ im Sinne von Art. 4 Abs. 1 bis 3 Spirituosen-VO grundsätzlich nur dann verwendet werden, 

wenn das Getränk den in Anhang I Nr. 39 Spirituosen-VO festgelegten Anforderungen genügt. Zu 

diesem grundsätzlichen Verbot der Verwendung der rechtlich vorgeschriebenen Bezeichnungen 

im Sinne des Anhang I Spirituosen-VO sind in Art. 12 Spirituosen-VO Ausnahmen geregelt. Da-

nach können „Anspielungen“ im Sinne von Art. 3 Abs. 3 Sprituosen-VO auf eine rechtlich vorge-

schriebene Spirituose unter bestimmten Voraussetzungen zulässig sein. Wie sich aus Art. 12 

Abs. 3a lit. a) Spirituosen-VO (“die in der Anspielung genannte Spirituose“) schließen lässt, sind 

hiervon nicht nur Anspielungen ohne Verwendung des Kategoriebegriffes selbst umfasst, sondern 

auch die Verwendung der vollständigen, rechtlich vorgeschriebenen Bezeichnung in der Anspie-

lung. Es liegt unstreitig kein Fall einer zulässigen Ausnahme im Sinne von Art. 12 Spirituosen-VO 

bei der Verwendung der beanstandeten Formulierungen vor.

Während der Senat im Hinweisbeschluss vom 28.04.2026 noch differenzierend die Auffassung 

vertreten hatte, dass es sich bei den beanstandeten zusammengesetzten Formulierungen unter 

Verwendungen des Begriffs „Eierlikör“ nicht um eine „Verwendung“ im Sinne von Art. 10 Abs. 7 

Spirituosen-VO mangels eindeutiger Zuordnung zu der Spirituose gehandelt habe, ist der Senat 

nach umfassender Abwägung zu der Überzeugung gelangt, dass die Begriffe im vorliegenden 

Fall doch zur „Bezeichnung, Aufmachung oder Kennzeichnung“ im Sinne von Art. 4 Abs. 1 bis 3 

Spirituosen-VO durch die Beklagte und damit in unzulässiger Weise verwendet worden sind. Eine 

Verwendung im Sinne der Spirituosen-VO umfasst nicht nur die eigentliche Produktbezeichnung 

im Sinne des Produktnamens, sondern ist weitergehend und umfasst insbesondere auch die Ver-

packung, das Etikett und die Werbung. Unter letzteres fallen hier sämtliche beanstandeten Ver-

wendungen in Bezug auf die unter II.2. genannten Formulierungen. Es liegt zur Überzeugung des 

Senats dabei jeweils der erforderliche Produktbezug im Sinne von Art. 10 Abs. 7 Spirituosen-VO 

vor, so dass von einer Verwendung „bei der Bezeichnung, Aufmachung oder Kennzeichnung von 
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Getränken“ im Sinne der Vorschrift auszugehen ist. 

Zu den mit den klägerischen Anträgen beanstandeten Begrifflichkeiten und deren Verwendung im 

Einzelnen:

a.

Die Formulierung „veganer Likör ohne Eier, der wie Eierlikör schmeckt“ wurde, wie mit der Anlage 

K5, Seite 1, dokumentiert, auf der Internetseite der Beklagten genutzt. Direkt in unmittelbarer Nä-

he war die Flasche des Produkts „Likör ohne Ei“ mit Etikett abgebildet. Es handelt sich um eine 

Werbeaussage, bei der in demselben Satz der Produktname und die rechtlich vorgeschriebene 

Bezeichnung nach Anhang I Nr. 39 Sprituosen-VO „Eierlikör“ genannt werden. Auf die Tatsache, 

dass der Satz an sich keine Produktbezeichnung darstellt, kommt es entgegen der Auffassung 

des Landgerichts nicht an. Ebenso wenig ist entscheidend, dass der Satz das Produkt „Likör oh-

ne Ei“ von einem Eierlikör abgrenzt. Entscheidend ist allein, dass die Verwendung der Bezeich-

nung zur Werbezwecken in Bezug auf eine Spirituose genutzt wird, welche die Anforderungen 

nach Anhang I Nr. 39 Spirituosen-VO mangels des Inhaltsstoffes „Eigelb“ eindeutig nicht erfüllt. 

Der Werbezweck liegt vor, da der „Likör ohne Ei“ durch die Aussage bewusst geschmacklich in 

die Nähe von Eierlikör gerückt werden soll. Werbung ist grundsätzlich jede kommunikative Maß-

nahme, die darauf gerichtet ist, den Absatz des Produkts zu fördern. Nur in diesem Sinne kann 

die beanstandete Aussage verstanden werden, da die angesprochenen Verkehrskreise, zu denen 

sich auch der Senat zählt, zu verkaufsfördernden Zwecken über den Geschmack des Getränks 

aufgeklärt werden sollen.

b.

Auch die Aussagen „Alternative zu Eierlikör“ oder „eine vegane Alternative zu WARLICH EIERLI-

KÖR“ hat die Beklagte an den beanstandeten Stellen in der Anlage K5, Seiten 2 und 9, als Wer-

beaussagen für das Produkt „Likör ohne Ei“ getroffen. Es handelt sich um absatzfördernde Wer-

beaussagen, da auch diese Formulierungen eine geschmackliche Nähe zu Eierlikör herstellen 

und damit die angesprochenen Verkehrskreise zu verkaufsfördernden Zwecken über den Ge-

schmack des Getränks aufgeklärt werden sollen. Ob hiermit auch eine Distanzierung oder Ab-

grenzung zu Eierlikör verbunden ist, ist entgegen der Auffassung des Landgerichts unerheblich, 

da es der Beklagten zumindest auch auf die Herstellung einer gedanklichen Verbindung zu dem 

Geschmack von Eierlikör zur Verkaufsförderung ankommt. Schließlich geht der angesprochene 

Verkehrskreis davon aus, dass eine Alternative und insbesondere die vegane Alternative zu Eierli-

kör geschmacklich mit Eierlikör vergleichbar sind. 

6 U 49/25 Seite 19



Soweit der Kläger zur Erläuterung des Wettbewerbsverstoßes auf die Seiten 6, 7 und 8 der Anla-

ge K5 hinweist, ist dies nicht geeignet, einen Wettbewerbsverstoß der Beklagten zu belegen, da 

es sich bei den abgebildeten Internetseiten „honest-rare.de“, „lokl.hamburg“ und „weinquel-

le.com“, anders als bei dem Angebot der Beklagten selbst auf der Plattform Amazon (Seite 9 der 

Anlage K5), nicht um Internetseiten oder Angebote der Beklagten, sondern von Dritten handelt. Es 

ist nicht ersichtlich, dass die Beklagte für die Veröffentlichung der dortigen Produktbeschreibun-

gen verantwortlich wäre.

c.

Soweit der Kläger die Verwendung des Begriffs „Eierlikör“ auf den Seiten 1 bis 3 der Anlage K5 

rügt, steht ihm der Unterlassungsanspruch hinsichtlich der Seite 1 und der Verwendung im Satz 

„Veganer Likör ohne Ei, der wie Eierlikör schmeckt“ aus den unter II.2.a genannten Gründen zu. 

Auch die auf Seite 2 genannten Verwendungen des Wortes „Eierlikör“ in der Produktbeschreibung 

der Beklagte auf ihrer Internetseite fallen unter die bereits unter II.2.a und II.2.b genannten unzu-

lässigen Verwendungen, bis auf den Satz „Viele Tester dachten beim Verkosten, dass es sich bei 

unserem neuen Produkt um Eierlikör handelt“. Dementsprechend war der Tenor hinsichtlich der 

konkreten Verwendung des Begriffs „Eierlikör“ auf diesen Satz zu erweitern. Der Senat hat inso-

weit den Antrag des Klägers ausgelegt, der auf die Verwendung des Wortes „Eierlikör“ in eben 

diesem Kontext auf Seite 2 der Anlage K5 verwiesen hat, auch wenn der Kläger den Satz im An-

trag nicht ausdrücklich aufgeführt hat. 

Dieser Satz und die Verwendung des Wortes „Eierlikör“ darin stellen zur Überzeugung des Se-

nats ebenfalls eine im Sinne von Art. 10 Abs. 7 Spirituosen-VO unzulässige Werbeaussage für 

den „Likör ohne Ei“ dar, da die Beklagte sich diese Aussage im Rahmen der Werbung auf ihrer In-

ternetseite zueigen gemacht hat. Zwar gibt die Beklagte vor, dass es sich nicht um ihre eigene 

Aussage, sondern die „vieler Tester“ handele. Durch den folgenden Satz „Der beste Beweis, 

dass unser neuer LIKÖR OHNE EI eine echte Alternative ohne Kompromisse zu unserem Klas-

siker mit tierischen Eiweißen ist“ macht sich die Beklagte aber die Aussage der Tester zueigen. 

Erweckt ein Hersteller den zurechenbaren Anschein, dass er sich mit den Äußerungen Dritter 

identifiziere, haftet er in wettbewerblicher Hinsicht für die Aussagen (vgl. BGH, Urteil vom 

20.02.2020 - I ZR 193/18 - Kundenbewertung auf Amazon, GRUR 2020, 543). 

Auf Seite 3 der Anlage K5 ist keine weitere Formulierung enthalten, die nicht schon einzeln von 

der Beklagten mit der Klage verfolgt worden wäre.
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3.

Der Kläger hat entgegen der Auffassung des Landgerichts gegen die Beklagte auch einen An-

spruch aus §§ 8, 3, 3a UWG i.V.m. Art. 10 Abs. 7 Spirituosen-VO auf Unterlassung der Anspie-

lung auf die Kategorie „Eierlikör“ im Newsletter der Beklagten vom 01.11.2024 (Anlage K5, Seite 

11/12) aufgrund Verwendung der Sätze: „Was hat den LIKÖR OHNE EI so lange aus dem Shop 

ferngehalten? Auf dem Rücketikett der Flasche befand sich ein Wort, das aus rechtlichen Grün-

den nicht sichtbar sein darf (es fängt mit dem an was aus dem  kommt an und hört mit „Likör“ 

auf). Deshalb habe ich bei jeder einzelnen Flasche Hand angelegt und das Wort geschwärzt. Und 

jetzt ist der LIKÖR OHNE EI wieder da“.

Aus der Zusammenschau von Art. 10 und Art. 12 Spirituosen-VO ergibt sich, dass gem. § 10 

Abs. 7 Spirituosen-VO nicht nur die Verwendung der Kategoriebezeichnung selbst, sondern auch 

eine Anspielung auf eine Kategoriebezeichnung im Sinne des Anhang I Spirituosen-VO unzuläs-

sig ist, wenn die Spirituose nicht die Anforderungen der entsprechenden Kategorie erfüllt (vgl. 

Hanseatisches OLG, Urteil vom 02.04.2026 - 3 U 57/25 - American Malt, GRUR 2026, 1163, Rn. 

33 ff.). Eine Anspielung stellt sich dabei gem. Art. 3 Abs. 3 Spirituosen-VO als direkte oder indirek-

te Bezugnahme auf eine rechtlich vorgeschriebene Bezeichnung dar. So liegt der Fall hier. Das 

Produkt „Likör ohne Ei“ erfüllt nicht die Anforderungen an Eierlikör im Sinne der Spirituosen-VO. 

Zwar wird die rechtlich vorgeschriebene Bezeichnung „Eierlikör“ nicht selbst genutzt, aber durch 

die sinngemäße Formulierung „fängt an mit dem, was hinten aus der Henne kommt und hört mit 

Likör auf“ soll eindeutig und direkt auf genau diese Bezeichnung Bezug genommen werden. Die 

Verwendung erfolgt auch erkennbar zur Werbung für das Produkt „Likör ohne Ei“, da es sich um 

einen auf dieses Produkt bezogenen Werbenewsletter zur Absatzförderung handelt. Der Betreff 

des per E-Mail verbreiteten Newsletters lautet „Weltvegantag Special: 10% Rabatt auf LIKÖR OH-

NE EI!“ Der sinngemäße Hinweis auf das Wort „Eierlikör“ hat zudem dadurch einen absatzför-

dernden Charakter, dass er zur Überzeugung des Senats eine geschmackliche Nähe zu Eierlikör 

suggeriert. Schließlich wird darauf hingewiesen, dass dieses Wort nur „aus rechtlichen Gründen“ 

auf dem Etikett nicht sichtbar sein dürfe, womit der Eindruck entsteht, dass dies aus tatsächli-

chen Gründen dort stehen könne und es sich damit doch um so etwas wie Eierlikör handelt. Hätte 

die Beklagte durch den Hinweis nur über den Rechtsstreit und den Grund für die lange Abwesen-

heit des Produkts aus dem Online-Shop aufklären wollen, hätte ein Hinweis auf einen grundsätzli-

chen Rechtsstreit ohne Nennung des Begriffs „Eierlikör“ oder eine Anspielung darauf ausgereicht.
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4.

Ein Unterlassungsanspruch des Klägers gegen die Beklagte gem. §§ 8, 3, 3a UWG i.V.m. Art. 10 

Abs. 7 Spirituosen-VO hinsichtlich der Verwendung des Produktnamens „Likör ohne Ei“ besteht 

dagegen zur Überzeugung des Senats nicht, da es sich bei der Verwendung dieses zusammen-

gesetzten Begriffs weder um die unzulässige Verwendung einer rechtlich vorgeschriebenen Ka-

tegoriebezeichnung noch um eine unzulässige Anspielung handelt.

Die Verwendung des Kategoriebegriffs „Eierlikör“ selbst liegt nicht vor. Der Senat ist überzeugt, 

dass auch eine unzulässige Anspielung im Sinne von Art. 10 Abs. 7 Spirituosen-VO durch eine di-

rekte oder indirekte Bezugnahme des Begriffs „Eierlikör“ nicht gegeben ist. Die gedankliche Ver-

bindung mit Eierlikör entsteht zur Überzeugung des Senats nicht durch die Verwendung des Pro-

duktnamens „Likör ohne Ei“, sondern erst durch die gelblich bis goldgelbe Farbe, die Verwendung 

einer durchsichtigen Flasche und die cremige, opake Konsistenz des Produkts. Die angespro-

chenen Verkehrskreise, zu denen der Senat sich zählt, würden bei einer Verwendung des Pro-

duktnamens „Likör ohne Ei“ für einen klaren und farblosen Likör in einer durchsichtigen Flasche 

keinesfalls auf die Idee kommen, dass es sich um einen Eierlikör, so etwas ähnliches oder auch 

nur einen Likör mit Eiergeschmack handeln könnte. Es entsteht demnach allein durch die Ver-

wendung des Produktnamens keine gedankliche Verbindung zu Eierlikör. Selbst wenn der flüchti-

ge Gedanke an Eierlikör kommen könnte, etwa weil ein Betrachter sich über das Wort „Ei“ wun-

dern würde, würde er diesen Gedanken mangels passender Farbe und Konsistenz gleich wieder 

verwerfen. Eine solche flüchtige Assoziation durch den Produktnamen „Likör ohne Ei“ reicht 

selbst für eine nur indirekte Bezugnahme im Sinne von Art. 3 Abs. 3 Spirituosen-VO zur Überzeu-

gung des Senats nicht aus. Entscheidend ist hier also nicht die Verwendung des nach der Spiri-

tuosen-VO nicht geschützten Begriffs „Ei“ oder der Formulierung „ohne Ei“ für eine gedankliche 

Verbindung zu Eierlikör, sondern die Farbe und Konsistenz des Getränks. Die Farbe und Konsis-

tenz von Eierlikör unterfallen jedoch nicht dem Anspielungsverbot oder dem Bezeichnungsschutz 

nach der Spirituosen-VO, da Art. 4 Abs. 1 bis 3 und Art. 3 Abs. 3 Spirituosen-VO sich nur auf die 

Verwendung von Begriffen, Wörtern, Angaben, Hersteller- oder Handelsmarken, Abbildungen oder 

Zeichen beziehen.

Der vorliegende Fall ist auch deutlich von der genannten Entscheidung des Hanseatischen Ober-

landesgerichts (a.a.O., „American Malt“) abzugrenzen, da es dort um die Verwendung des Be-

griffs „American Malt“ für das Getränk „This is not Whiskey“ ging und dieser Begriff nach Auffas-

sung des Gerichts die unmittelbare gedankliche Verbindung zu Whiskey herstellte. Der Unter-

schied zur Verwendung des Begriffs „Ei“ liegt in dem Zusatz des Wortes „ohne“. Durch die Ver-
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wendung der Formulierung „ohne Ei“ kann zur Überzeugung des Senats allein aufgrund der Pro-

duktbezeichnung keine unmittelbare gedankliche Verbindung zu Eierlikör entstehen, da die cha-

rakterisierende Zutat dem Getränk eben fehlt.

Der Hinweis des Klägers auf die Entscheidung des EuGH zu „alkoholfreiem Gin“ (EuGH, Urteil 

vom 13.11.2025 – C-563/24) und die Auffassung, eine Verwendung von Bezeichnungen könne 

nicht dadurch zulässig werden, dass Zusätze wie „alkoholfrei“ hinzugefügt werden, ist für die vor-

liegende Konstellation nicht einschlägig, da es nicht um die Verwendung einer Kategoriebezeich-

nung selbst - wie eben „Gin“ oder „Eierlikör“ - geht, sondern um die Prüfung einer etwaigen An-

spielung durch die Nutzung eines Wortbestandteils. Bei einer beanstandeten Anspielung ohne 

Verwendung der Kategoriebezeichnung selbst ist zur Überzeugung des Senats stets die gesam-

te beanstandete Formulierung dahingehend zu überprüfen, ob durch sie „ein unmittelbarer ge-

danklicher Bezug“ und nicht nur eine „irgendwie geartete Assoziation“ zu einer rechtlich vorge-

schriebenen Bezeichnung im Sinne von Art. 10 Abs. 2 Spirituosen-VO entsteht (vgl. Hanseati-

sches OLG, a.a.O., Rn. 37). Die Prüfung beschränkt sich daher nicht auf einzelne Wortbestand-

teile einer Spirituosenkategorie, sondern es kommt auf sämtliche Wörter und den semantischen 

Zusammenhang an.

5.

Ebenfalls besteht kein Unterlassungsanspruch hinsichtlich der beanstandeten Abbildung auf der 

Flasche des Produkts „Likör ohne Ei“ aus den unter II.4. ausgeführten Gründen. Zwar sind neben 

Wörtern auch Abbildungen bei der Frage des Vorliegens einer Anspielung im Sinne von Art. 3 

Abs. 3 Spirituosen-VO zu berücksichtigen. Allein das Etikett mit einem Hahn und den Wörtern 

„Warlich“ und „Likör ohne Ei“ stellt jedoch keine unmittelbare gedankliche Verbindung zu Eierlikör 

her. Eine unmittelbare gedankliche Verbindung erfolgt erst durch die Farbe und Konsistenz des 

beanstandeten Produkts. Das Herstellen und auf den Markt bringen von Likören, welche die Farbe 

und Konsistenz von Eierlikör nachahmen, ist jedoch nach der Spirituosen-VO, wie bereits ausge-

führt, nicht untersagt. Im Vergleich zur Nutzung allein der Wortfolge „Likör ohne Ei“ führt der abge-

bildete Hahn, um den es sich zur Überzeugung des Senats aufgrund des charakteristischen Hah-

nenkamms und des Federkleids bei dem abgebildeten Tier handelt, nicht zu einer unmittelbaren 

gedanklichen Verbindung zu Eierlikör. Schließlich ist es für Eierlikörprodukte allgemein - zumin-

dest soweit für den Senat ersichtlich - nicht kennzeichnend, dass ein Hahn auf dem Etikett abge-

bildet wäre. Dies hat der Kläger auch nicht behauptet. Daher nehmen die angesprochenen Ver-

kehrskreise den abgebildeten Hahn nur als Verzierung oder als Logo des Herstellers wahr. 
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Ob durch die Gestaltung des Etiketts für einen Kunden der Beklagten, welcher das Etikett ihres 

Eierlikör-Produkts mit Eiern kennt, aufgrund der ähnlichen Gestaltung der beiden Etiketten eine 

gedankliche Verbindung zwischen den Produkten und damit der Eindruck entstehen könnte, dass 

es sich bei dem „Likör ohne Ei“ um so etwas wie Eierlikör handeln könnte, ist für die Prüfung ei-

ner unzulässigen Anspielung auf die Bezeichnung einer Spirituosenkategorie der Spirituosen-VO 

unerheblich. Schließlich kommt es nach der Spirituosen-VO nicht auf eine - von der Beklagten 

wohl beabsichtigte - Anspielung auf andere Produkte der Beklagten an, sondern abstrakt generell 

auf die Bezugnahme einer Spirituosenkategorie als solche. Die beanstandete Produktbezeich-

nung, Kennzeichnung und Werbung müssen also für sich genommen und selbständig betrachtet 

bereits eine Bezugnahme auf eine Spirituosenkategorie darstellen. Dies darf sich nicht erst in der 

Gesamtschau mit anderen Produkten desselben Herstellers ergeben, da ein solcher Schutz-

zweck in der Spirituosen-VO nicht angelegt ist. Hierauf hatte der Senat in der mündlichen Ver-

handlung durch Bezugnahme auf alkoholfreie Getränke bekannter Gin-Hersteller unter Verwen-

dung derselben Flaschenform hingewiesen.

Für einen Unterlassungsanspruch des Klägers spricht auch nicht die Unterlassungserklärung der 

Beklagten im Schreiben vom 28.06.2024 (Anlage K9). In diesem hat die Beklagte zwar auch Be-

zug auf die Kennzeichnung der Flasche genommen, dies führte jedoch nach übereinstimmender 

Auffassung der Parteien nicht zu einer Unterlassungsverpflichtung hinsichtlich der grafischen Ge-

staltung der Flasche. Schließlich wies der Kläger in seinem Schreiben vom 01.07.2024 (Anlage 

K10) ausdrücklich darauf hin, dass seiner Auffassung nach eine Unterlassungserklärung bezüg-

lich der grafischen Ausgestaltung der Flasche noch nicht abgegeben worden sei. Ein Unterlas-

sungsverpflichtungsvertrag kam dementsprechend zwischen den Parteien nicht zustande und 

wird auch von beiden Parteien nicht behauptet.

6.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 92 Abs. 1, 269 Abs. 3 Satz 2 ZPO. Bezogen auf die Kos-

ten der I. Instanz unterliegt die Beklagte mit dem Zahlungsantrag und hinsichtlich der Untersagung 

der Verwendung der Begriffe mit dem Wort „Eierlikör“ und der Anspielung auf Eierlikör im News-

letter. Der Senat bewertet dies mit einem Unterliegen in Höhe von 50 %. In Bezug auf die in der 

ersten Instanz gestellten Unterlassungsanträge bewertet der Senat die Anträge in der Gesamt-

schau der gestellten Anträge hinsichtlich der Verwendung der Begriffe „veganer Eierlikör“ und „Ei-

erlikör ohne Eier“ mit 5.000 €, die Anträge unter Verwendung oder Anspielung auf den Begriff „Ei-

erlikör“ mit 10.000 € und die Verwendung der Bezeichnung „Likör ohne Ei“ und der Abbildung auf 

dem Etikett mit zusammen 10.000 €. So ergibt sich im Verhältnis des Unterliegens und Obsie-
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gens die tenorierte hälftige Kostenquote für die Parteien in der I. Instanz. Der zurückgenommene 

Teil in Bezug auf die vorgeworfenen Verletzungshandlungen im Anlagenkonvolut K5, Seite 6 - 8, 

fällt in der Gesamtschau in Bezug auf die begehrten Unterlassungen der Verwendung nicht erheb-

lich ins Gewicht. Im Berufungsverfahren ergibt sich unter Zugrundelegung derselben Werte die 

Kostenquote von 60 % zulasten des Klägers und 40 % zulasten der Beklagten.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO. Hin-

sichtlich des Betrages zur Sicherheitsleistung in Bezug auf die tenorierte Unterlassungsverpflich-

tung hat der Senat sich an den genannten Streitwerten orientiert. Dies erscheint vor dem Hinter-

grund angemessen, dass die Beklagte die genannten Formulierungen zumindest im Zeitpunkt der 

mündlichen Verhandlung nicht mehr auf ihrer Internetseite genutzt hat.

Die Revision war nach § 543 Abs. 2 ZPO in vollem Umfang zuzulassen, da es sich bei den Krite-

rien der Abgrenzung zwischen einer nach Art. 10, 12 Spirituosen-VO unzulässigen Anspielung 

auf eine rechtlich vorgeschriebene Bezeichnung des Anhang I der Verordnung und einer zulässi-

gen Hervorrufung einer freien Assoziation um grundsätzliche Rechtsfragen handelt, die für eine 

Vielzahl von Fällen Bedeutung erlangen können und höchstrichterlich noch nicht geklärt sind.
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